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Mobilität und Daseinsvorsorge zwischen
Staat und Markt

Martin Gegner

Zusammenfassung

In diesem Beitrag wird die Relation von Daseinsvorsorge und Verkehr nach-
gezeichnet: Von den Anfängen der begrifflichen Fassung der Daseinsvorsorge in
den 1930er-Jahren über die Karriere des Konzepts in der alten Bundesrepublik und
über den Versuch der konzeptionellen Harmonisierung mit dem französischen
service public in der Europäischen Gemeinschaft/Union bis hin zu ihrer Renais-
sance in verschiedenen sozial- und wirtschaftspolitischen Kontexten im Angesicht
von multiplen Krisen zu Beginn der 2020er-Jahre. Dabei wird argumentiert, dass
eine begriffliche und inhaltliche Neufassung des Konzepts notwendig ist, um
einerseits das existenzialphilosophische und politisch belastete Erbe des Begriffs
abzuschütteln. Anderseits soll eine Neufassung unter dem Dach eines Existenz-
vorsorgegesetzes den aktuellen sozial- und krisenpolitischen Rahmenbedingungen
besser gerecht werden und die verschiedenen Aspekte von Verkehr, digitaler
Mobilität, sicherer Energieversorgung und Gesundheitspolitik aufeinander abge-
stimmt bündeln. Damit soll ein gesetzlicher Rahmen der wirtschaftlichen und
politischen Kopplung der genannten Sektoren vorgegeben werden.
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1 Einleitung

Seit ihrer begrifflichen Fassung im Jahr 1938 war die Daseinsvorsorge verbunden
mit dem Verkehr bzw. der Verkehrspolitik. Das Daseinsvorsorgekonzept beruht auf
einer philosophisch-soziologischen Herleitung und einer prägnanten begrifflichen
Formulierung in einer spezifischen historischen Situation. Dies wird neben dem
punktuellen Vergleich mit einem ähnlich gearteten französischen Konzept im ersten
Abschnitt beschrieben. Im zweiten Abschnitt geht es um die konkrete Umsetzung
des Daseinsvorsorgegedankens in der Verkehrspolitik der alten Bundesrepublik von
1949 bis 1990. Im dritten Abschnitt werden die Veränderungen in der Relation von
Daseinsvorsorge und Verkehr in einer mit der Transformation der Europäischen
Gemeinschaft in die Europäischen Union verbundenen neuen politisch-ökonomi-
schen Konstellation betrachtet, in der das individuelle Mobilitätsbedürfnis neue
Perspektiven von Politik und Planung erfordert. Schließlich wird versucht, die
Herausforderungen zu benennen, die die digitale Revolution und sich zuspitzende
Krisenphänomene im dritten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts an eine daseinsvorsorg-
liche Mobilitätspolitik stellen und Lösungsansätze zu skizzieren.

2 Die theoretische Konzeption Daseinsvorsorge

Ernst Forsthoff (1938) hat den Begriff Daseinsvorsorge in seiner Schrift „Die
Verwaltung als Leistungsträger“ entwickelt und damit – fast vierzig Jahre nach der
Konzeptionierung des ähnlich gearteten service public in Frankreich durch Léon
Duguit (1901)1 – die Diskussion um die öffentlichen sozialpolitischen Aufgaben auf
den Punkt gebracht (vgl. Tab. 1). Diese Diskussion wurde zwar auch in Deutschland

Tab. 1 Mit der Daseinsvorsorge in Zusammenhang stehende Begriffe und Konzepte

Service public Französisches Konzept der Organisation öffentlicher Dienste und
Infrastrukturen auf gesamtstaatlicher Ebene (Duguit 1901), das 1938
Gesetzesrang erreichte

Daseinsfürsorge Philosophisches Konzept zur solidarischen Daseinssicherung in der
Massengesellschaft (Jaspers 1931)

Daseinsvorsorge Rechtsethischer Kommentar zum Energiewirtschaftsgesetz und
Personenbeförderungsgesetz von 1934 (Forsthoff 1938). In der
Bundesrepublik Verwaltungskodex der kommunalen Leistungserbringung
und -gewährleistung verschiedener Netzdienste

Universaldienste Vorschlag der Europäischen Kommission (2000) zur Grundversorgung mit
Netzdienstleistungen. Später justiziabel angewandt im Post- und
Telekommunikationssektor

Existenzvorsorge Vorschlag zur intersektoralen Neuregelung und Gesetzgebung existenzieller
Netzdienste (Gegner 2024, in diesem Aufsatz)

1Der Begriff service publicwurde bereits seit 1873 im französischen Verwaltungsrecht benutzt (vgl.
Hürlimann 2011).
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seit Mitte des 19. Jahrhunderts geführt, hatte sich aber erst in der ersten deutschen
Demokratie wissenschaftlich und juristisch manifestiert. Die Konzepte dieser Zeit
(vgl. Niebuhr 1928; Saitzew 1930) beziehen sich unter anderem auf die vor 1900
diskutierten Ansätze des sogenannten Katheder- oder Munizipalsozialismus (vgl.
Schäffle 1867; Wagner 1887). Der wichtigste intellektuelle und terminologische
Beitrag zu Forsthoffs Konzept der Daseinsvorsorge stammt von dem existenzialis-
tischen Philosophen Karl Jaspers (1931 [1971]). Letzterer spricht in „Die geistige
Situation der Zeit“ von Staat und Gesellschaft als technischen Apparaten zur Ge-
währleistung der „Daseinsfürsorge“ (Jaspers 1931, S. 21). Jaspers konzipiert die
Daseinsfürsorge als dezidiert demokratisches Konzept (vgl. Jaspers 1931, S. 33),
Forsthoff die Daseinsvorsorge autoritär-paternalistisch.

Zu Beginn der NS-Zeit hatte Forsthoff versucht, sich den neuen Machthabern mit
rassistischen und antisemitischen Texten anzunähern. Er veröffentlicht unter dem
Einfluss Carl Schmitts die Schrift „Der totale Staat“ (Forsthoff 1933), in dem er den
Staat als Institution konzipiert, die vor politischer Vereinnahmung zu schützen sei.
Dies war nicht mit der Praxis und den Dogmen des NS-Regimes vereinbar. In der
Folge stießen auch seine Überlegungen zur Daseinsvorsorge entweder auf ausdrück-
liche Kritik (vgl. Köttgen 1944) oder auf Desinteresse. Die Konzeption der Daseins-
vorsorge in „Die Verwaltung als Leistungsträger“ wird mitunter als Forsthoffs
Abkehr von der NS-Ideologie verstanden (vgl. Rüthers 2004), obwohl er die Leis-
tungen der Daseinsvorsorge „im strengsten Maße völkische[r] Gerechtigkeit“ (Forst-
hoff 1938, S. 13) angewendet wissen wollte, was 1938 die Exklusion der jüdischen
Bevölkerung und weiterer sozialer Gruppen bedeutete. Dieser Umstand verleitet
dazu, „die emanzipative Aneignung des Begriffs der Daseinsvorsorge zu desavou-
ieren“ (Sack 2022, S. 17), wie in einigen Beiträgen bei Neu (2009) geschehen.
Entgegen solch einer Interpretation ist Detlev Sack zuzustimmen, wenn er eine
demokratische Aneignung des Begriffs einfordert, auch wenn Forsthoffs Idee von
Sozialpolitik als „autoritär-identitär“ (Sack 2022, S. 17), als staatsfrömmelnd und
patriarchal bezeichnet werden muss.

Für Forsthoff liegt die Aufgabe des Staates in der Verantwortung für die Wirt-
schaft und der Minimierung der individuellen Risiken des modernen Lebens. Die
„Appropriationschancen“ (Forsthoff 1938, S. 5) – so nennt er in Anspielung auf Max
Weber die Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe oder der Aneignung lebens-
wichtiger Güter – würden in wirtschaftsliberalen Systemen so ungerecht verteilt,
dass gemeinsame Instanzen notwendig seien, um sie zu gewährleisten. „Der Ein-
zelne sieht seine Existenzmöglichkeiten nur in der Solidarität der sozialen Gruppe
gesichert“ (Forsthoff 1938, S. 6). Der Staat sei Träger der politischen Verantwortung
zur Sicherung der Daseinsvorsorge. Seine Motivation bestehe im Fortbestand innen-
politischer Stabilität. Eine vor grundlegenden Gefahren geschützte Bevölkerung sei
weniger anfällig für (gewalttätige) politische Unruhen. Damit zielen Forsthoffs
Gedanken auf eine „Formierung“ (Opitz 1999, S. 13) der Gesellschaft ab, auf eine
Einebnung von gesellschaftlichen Gegensätzen, letztendlich auf eine ‚kriegstüchti-
ge‘ Volksgemeinschaft.

Auch Bürger in besseren wirtschaftlichen Verhältnissen müssten sich über den
Weg der „bürokratischen Aneignung“ (Forsthoff 1938, S. 5) Zugang zu lebens-
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notwendigen Gütern verschaffen. Deshalb sei die Daseinsvorsorge klar von der
„Hilfe bei Armut, Krankheit und anderen Bedarfen“ (Forsthoff 1938, S. 5) zu
trennen. Dass die Trennung von Daseinsvorsorge und Daseinsfürsorge in Forsthoffs
Konzept nicht konsequent durchgehalten wird, mag eine Ursache für ihm später
vorgeworfene Widersprüchlichkeit sein. Festzuhalten bleibt: In der Daseinsvorsor-
gekonzeption nimmt Sicherheit eine herausragende Rolle ein. Forsthoff erweitert das
liberale Begriffsverständnis (Schutz privater Güter durch staatliches Gewalt-
monopol) um die Verantwortung des Staates, den einzelnen Menschen existenzielle
Sicherheit zu gewährleisten.

In Forsthoffs Entwurf werden Rahmenbedingungen der Moderne thematisiert
und zu einem Konzept verschmolzen. Dasein wird als die Massenexistenz des
Individuums in der Gesellschaft verstanden (vgl. Heidegger 1927), also als der
Zustand, in dem das Individuum dem Weltgeschehen ausgeliefert und weitgehend
seiner Autonomie beraubt ist. Dabei ist zu beachten, dass die existenzialistische
Philosophie Dasein von Existenz unterscheidet. In letzterer handeln die Menschen
als gesellschaftliche Akteure autonom. Sie seien nicht nur in der Welt (Dasein),
sondern sie existieren bewusst in ihr (bei-sich-sein). Damit wird die in der deutschen
Sprache mögliche linguistische Differenz von Dasein und Existenz – in anderen,
z. B. den meisten romanische Sprachen, gibt es diese Differenz nicht – zu einem
philosophischen Konzept hypostasiert. Dasein beschreibt philosophisch die Grund-
bedingungen des Lebens in der Moderne. Der andere Teilbegriff des Kompositums
Daseinsvorsorge, Vorsorge, bezeichnet die Angst (¼ Sorge) vor möglichen Bedro-
hungen, welche Maßnahmen zu deren Abwehr von Bedrohungen erforderlich ma-
chen können (vgl. Schulze-Nieswandt 2010). Aus der Verbindung der beiden Wör-
ter, Dasein und Vorsorge, ergibt sich eine komplexe sozialpolitische Position: Die
Menschen müssen Vorsorge für ihre Existenzsicherung treffen; verantwortlich dafür
ist der Staat, der im Hegelschen Sinne ideale Agent allgemeiner Interessen bzw. des
„sittlichen Willens“ (Hegel 1964, S. 329). Forsthoff verknüpfte diese Annahmen der
rechtshegelianischen und existenzialistischen Philosophie mit soziologischen Er-
kenntnissen und leitete daraus ab, dass der Einzelne nur noch in der solidarischen
Gesellschaft des modernen bürokratischen Systems vorsorgen könne. Dieser Zu-
sammenhang ist so präzise formuliert, dass der Begriff Daseinsvorsorge in Deutsch-
land auch heute noch als Prinzip des sozialpolitischen Handelns des Staates ver-
standen wird.

Als Beispiel der Daseinsvorsorge nennt Forsthoff „die Versorgung mit Wasser,
Gas, Elektrizität und Bereitstellung von Verkehrsmitteln aller Art, Post, Telefon und
Telegraf [. . .]“ (Forsthoff 1938, S. 7). Damit ist das Verkehrswesen als Teil der
Daseinsvorsorge benannt. Und im Gegensatz zu den erstgenannten materiellen
Substraten wie Wasser, Gas und Strom gilt in Deutschland zumindest der öffentliche
Nahverkehr (nicht aber der Fernverkehr) auch heute noch unbestritten als Gegen-
stand der Daseinsvorsorge. Als konkretes Projekt der Daseinsvorsorge in der Gesetz-
gebung nennt Forsthoff folgerichtig das Gesetz über die Beförderung von Personen
zu Land (PbefG) und das Energiewirtschaftsgesetz, beide im Jahr 1935 in Kraft
getreten. Darin wird die Verantwortung für den Verkehr und die Energieversorgung
dem Staat beziehungsweise den Kommunen zugeschrieben. Forsthoff betont die
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Trennung zwischen staatlicher Planung und (privater) wirtschaftlicher Realisierung.
Der Staat müsse keinesfalls alle Leistungen selbst erbringen, sondern könne Privat-
unternehmen mit der Bereitstellung nach staatlicher Maßgabe beauftragen. Dafür
würden sich Konzessionsverträge anbieten. Wenn Monopolstellungen privater Un-
ternehmen den Verbrauchern keine Wahlalternative lassen würden, müssten „öffent-
lichen Dienstleistungen“ (Forsthoff 1938, S. 31) die „Autonomie der Privatwirt-
schaft“ (Forsthoff 1938, S. 31), die grundsätzlich nicht in Frage gestellt wird,
beschränken. Auf diese Weise würde der Staat die größtmögliche Integration wider-
strebender Interessen und eine einheitliche Entwicklung im Staatsgebiet garantieren
und den Wohlstand aller grundlegend sichern. Obwohl sich Forsthoff dezidiert auf
den von Duguit (1911) initiierten contrat de concession de service public2 (Répu-
blique Francaise 2022) bezieht, bestehen zwischen Daseinsvorsorge und service
public große Unterschiede (vgl. Ambrosius 2000; Hellermann 2000). So werden in
Frankreich öffentliche Aufträge, Dienste und Unternehmen viel mehr als Instru-
mente einer allgemeinen, sektoralen und regionalen Wirtschaftspolitik eingesetzt als
in Deutschland. Zudem erreichte in Frankreich die Verpflichtung des Staates zum
service public 1938 bereits Gesetzesrang (Conseil d’État 1938) und war in unver-
änderter Form bis zur Novelle 2004 gültig. In Deutschland sollte die Daseinsvor-
sorge niemals einen vergleichbaren Status erreichen.

Es bleibt festzuhalten: Mit der Daseinsvorsorge, verfasst als juristischer Kom-
mentar zum PbefG (1934) und zum Energiewirtschaftsgesetz, formuliert Forsthoff
einen ethischen Rechtskodex für das Aufgabenverständnis der Kommunalverwal-
tung. Dennoch gab und gibt es im deutschen Recht kein Gesetz zur Daseinsvorsorge.
Vielmehr fungiert die Daseinsvorsorge auch als Legitimationsinstanz für das Sozial-
staatsrecht (Art. 20 GG (1949)) und die Ausrichtung privater Interessen auf das
Gemeinwohl (Art. 14 GG).

3 Die praktische Bedeutung der Daseinsvorsorge in der
Bundesrepublik Deutschland

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der Begriff Daseinsvorsorge in der bundes-
deutschen Verwaltungswissenschaft schnell populär. Forsthoff wurde ‚entnazifiziert‘
und galt als einer der weniger ‚furchtbaren deutschen Juristen‘ (vgl. Müller 1987).
Trotz seiner frühen Anbiederung an den Nationalsozialismus wurde die Verlang-
samung seiner Karriere ab 1938 wohlwollend als politische Distanzierung vom NS-
Regime gedeutet. In diesem politischen Klima des Vergessens und Verschweigens
veröffentlichte Ernst Forsthoff 1950 ein Lehrbuch zum Verwaltungsrecht, das bald
zum Standardwerk wurde und bis in die 1970er-Jahre mehrfache Neuauflagen
erlebte. Ohne eine systematische Weiterentwicklung seines Konzepts zu liefern,
leitete Forsthoff darin die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung aus dem Gebot
der Daseinsvorsorge ab. Bedeutende westdeutsche Juristen wie Roman Herzog

2Konzessionsvertrag zwischen Staat und (privatem) Leistungserbringer (eigene Übersetzung, MG).
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(1963), Ernst Rudolf Huber (1975) und Dieter Grimm (1993) bezogen sich in ihren
Schriften explizit auf den Terminus Daseinsvorsorge, um das fragile Verhältnis von
staatlichen Aufgaben und individuellen Rechten zu diskutieren. Ein Konsens be-
stand darin, dass das Konzept weder ein festumrissenes Aufgabengebiet umschreibt
noch eine konkrete Umsetzung festlegt. Daseinsvorsorge sei vielmehr ein soziolo-
gischer denn ein normativer Begriff, vor allem aber wird ihr politischer Charakter
betont. Das weist auf das Dilemma hin, dass der Begriff Daseinsvorsorge interpre-
tationsfähig, aber auch -bedürftig ist und erheblichen Konkretisierungsbedarf auf-
weist. In der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) wurde Daseinsvorsorge
als nazistischer Scheinbegriff für Sozialpolitik interpretiert und war Gegenstand
polemischer Angriffe gegen die Bundesrepublik und ihre Juristen (vgl. Anders
1963).

Wie die Daseinsvorsorge im Zusammenhang mit dem Verkehr in der Bundes-
republik gesehen wird, unterliegt seit 1950 einer politischen Beurteilung. Es wird
zwar durchaus darüber gestritten, wie dem Daseinsvorsorgegebot im Verkehr nach-
zukommen sei. Dass dieser ein besonderes Betätigungsfeld des Staates sei und sich
dies aus dem Gedanken der Daseinsvorsorge ableite, bleibt bis in die 1990er-Jahre
weitgehend unbestritten. Allerdings zeigt sich eine unterschiedliche gesellschaftli-
che Wertung von öffentlichem und individuellem Verkehr auch in der mehr oder
weniger expliziten Bezugnahme auf dieses rechtsethische Prinzip. Während im
Aufkommen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) nicht selten ein Akt der
individuellen Befreiung und der damit einhergehenden Demokratisierung gesehen
wird (vgl. Burkart 1994), wird der öffentliche Verkehr als Sphäre staatlicher Leis-
tungsverwaltung, als zwanghaftes System kollektiver Mobilität verstanden (vgl.
Canzler und Knie 1998).

In der kommunal- und verkehrspolitischen Praxis der Bundesrepublik Deutsch-
land wurde dem Daseinsvorsorgegebot in den 1950er- und 1960er-Jahren zumeist
durch die Leistungserbringung in kommunalen Eigenbetrieben entsprochen. Selbst
wenn, wie zunehmend seit den 1970er-Jahren, externe Unternehmen mit Busver-
kehrsdienstleistungen beauftragt wurden – wobei häufig die bundeseigene Bahn und
in vielen ländlichen Gebieten die ebenfalls bundeseigene Post Busverkehre anboten –
wurde der zunehmend defizitäre Betrieb aus den profitableren Sparten der kommuna-
len Eigenbetriebe, der Wasser-, Gas- und Stromversorgung quersubventioniert. Mit
der Massenmotorisierung seit Mitte der 1960er-Jahre bedeutete der ÖPNV in kleineren
Gemeinden und auf dem Land vor allem, den Schülerverkehr zu den weiterführenden
Schulen in die Kreisstädte zu organisieren.

Steht zu Beginn der 1950er-Jahre in Zeiten des Wiederaufbaus der Infrastruktur
zunächst der öffentliche Verkehr (ÖV) im Zentrum der daseinsvorsorglichen Ver-
kehrspolitik, folgt ab Mitte des Jahrzehnts ein umfassendes Straßenbauprogramm
sowie die fiskalische Förderung des privaten Automobilverkehrs durch die Einfüh-
rung der Entfernungspauschale (umgangssprachlich: Pendlerpauschale). In den
1960er-Jahren werden die Stimmen derer lauter, die dem individuellen Privatverkehr
den Vorrang bei der Sicherung der Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung geben
wollen. Bezeichnend dafür ist die im Zusammenhang mit der Diskussion des
sogenannten ‚Leberplans‘ (vgl. Leber 1967) zur Reduktion des Güterkraftverkehrs
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auf der Straße vom SPD-Abgeordneten Seifriz im Bundestag gemachte Äußerung,
der PKW-Individualverkehrs sei „Ausdruck der persönlichen Lebensentfaltung“
(n. Klenke 1995, S. 83). „Der ‚Plan‘ wollte in erster Linie den Mobilitätsansprüchen
des PKW-Fahrers genügen und knüpfte damit an der [. . .] Motorisierungspolitik der
fünfziger Jahre an“ (ebd.). Mit der dynamischen Entwicklung des PKW-Verkehrs
wird der öffentliche Verkehr zunehmend als Daseinsfürsorge für die ärmeren Be-
völkerungsschichten gesehen, dessen seit Anfang der 1960 Jahre einsetzende Sub-
ventionierung im Schatten der Förderung des MIVs stand (vgl. ebda., S. 70, 77 f.).
Die Auffassung, den Privatverkehr zu bevorzugen und den ÖVals Auslaufmodell zu
betrachten, wird allerdings während der ersten Ölkrise 1973 erschüttert. Denn nun
erweisen sich die öffentlichen Transportmittel als zweckmäßiges System in schwie-
rigen Zeiten. In der Folge wird mit dem zunehmenden Einfluss der Ökologiebewe-
gung ein Umlenken in der Verkehrspolitik gefordert, weg vom Individual- in
Richtung zu mehr öffentlichem Verkehr. Hinter Formulierungen über den schonen-
den Umgang mit natürlichen Ressourcen tritt der Begriff der Daseinsvorsorge
zurück, findet dann aber in veränderter Form im Nachhaltigkeitskonzept, das seit
den 1990er-Jahren an Bedeutung gewinnt, eine thematische Fortführung. In der
Folge wird der öffentliche Personennahverkehr in Landesgesetzen als Daseinsvor-
sorge bezeichnet. Im Raumordnungsgesetz des Bundes ist von „nachhaltiger Da-
seinsvorsorge“ (ROG 2008, § 2 Abs. 2) die Rede. Seit Beginn des Jahrtausends wird
zunehmend auf den demografischen Wandel in der Bundesrepublik verwiesen, also
die strukturelle Alterung der Bevölkerung und deren Wegzug aus den peripheren
Gebieten in Richtung der Metropolen (BMVBW 2005). In Folge dessen werden
Forderungen laut, die im Grundgesetz verankerte „Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse im Bundesgebiet“ zur „Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit“ (§ 72
GG)3 aufzuweichen und die Raum- und Regionalplanung im Sinne zunehmender
Regionalisierung zu gestalten, womit auch gern die Forderung nach „Vermarkt-
lichung“ (Canzler und Knie 2009, S. 107) des öffentlichen Verkehrs verbunden
wird. Daseinsvorsorge fungiert einerseits als rechtsethische Legitimation von staat-
lichen Eingriffen in die Wirtschaft (also auch in den Verkehrssektor), wobei der
Begriff jedoch juristisch nie näher definiert wurde als bei Forsthoff (1938) und damit
nicht eindeutig justiziabel und einklagbar ist. Andererseits ist er ein diskursiver
Schlüssel- und Streitbegriff über die Aufgaben(-trennung) von Wirtschaft und Staat.

4 Daseinsvorsorge im europäischen Kontext

Im Gründungsvertrag der Europäischen Gemeinschaft (EG 1957), den sogenannten
Römischen Verträgen, ist unter Bezugnahme auf den französischen Begriff services
publics von „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ die
Rede (Art. 86, § 2). Diese sind definiert als Marktdienstleistungen, die im öffent-
lichen Interesse erbracht werden und daher auf die Mitgliedstaaten bezogen sind, als

3Bis 1994 war im GG § 72 von „Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse“ die Rede.
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spezifische Verpflichtungen für das allgemeineWohl. Dazu gehören Bereiche, die im
deutschen Kontext von der Daseinsvorsorge abgedeckt werden wie der Energie-,
Post- und Transportsektor. Die Europäische Gemeinschaft betrachtete diese Sekto-
ren als nationalstaatliche Angelegenheit. Im Zuge der Liberalisierungsbemühungen
der Europäischen Kommission wurden 1996 (und im Jahr 2000 verbesserte) Vor-
schläge zur „Reorganisation öffentlicher Dienstleistungen oder Daseinsvorsorge“
(Kommission der EU 2000, S. 8) gemacht. Darin definiert die Europäische Kommis-
sion Folgendes:

„Die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse unterscheidet sich von der ‚normalen‘Dienstleistungserbringung dadurch, dass
sie auf der Grundlage politischer Entscheidungen den Nutzen (die Dienstleistung)
auch dann anbieten muss, wenn er nicht vom Markt garantiert oder von nicht
zufriedenstellender Qualität ist. Sie unterscheiden sich auch von Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse“ (Kommission der EU 2000, S. 9), zu denen gehören,
„[. . .] Aufgaben, die an sich schon dem Staat vorbehalten sind, wie die Aufrecht-
erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit, die Rechts- und Justizverwaltung, die
Pflege der Außenbeziehungen und andere Regierungsaufgaben [. . .]“ (Kommission
der EU 2000, S. 13). Hinzu kommen Leistungen rund um das Bildungswesen und
die Pflichtmitgliedschaft in Grundversorgungssystemen der öffentlichen Sicherheit.
Problematisch an dieser Definition ist jedoch, dass der französische Begriff service
public sowohl die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse als auch die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse umfasst. Die Daseinsvorsorge hingegen umfasst ausschließlich Leistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. Damit blieb der Vorschlag der EU-
Kommission auch in seiner zweiten Fassung im Hinblick auf die französische und
deutsche Rechtstradition inkohärent. Andere Vorschläge (sogenannte weiße oder
grüne Bücher, siehe Kommission der EU 2003, 2004) bieten keine Lösungen für
das Problem. Die unterschiedlichen Rechtskontexte von service public und Daseins-
vorsorge lassen sich terminologisch und konzeptionell nicht harmonisieren. Zu den
unterschiedlichen Bezugsbereichen von service public und Daseinsvorsorge kommt
hinzu, dass die deutsche Daseinsvorsorge ein dezentrales Konzept darstellt, das die
Kommunen als Dienstleister oder Aufgabenträger definiert, während der service
public in Frankreich sowohl eine rechtliche als auch eine organisatorische Institution
auf gesamtstaatlicher Ebene war und bleibt. Darüber hinaus artikuliert der Begriff
services publics industriels et commerciaux auch eine wirtschaftliche Tätigkeit des
Staates, die sich in Form unterschiedlicher rechtlicher Konstruktionen, wie etwa der
ausschließlichen Beteiligung oder des Besitzes von Großunternehmen durch den
Staat, manifestiert.

Folglich wurden die Wirtschaftsbereiche, die in Deutschland als Aufgabenberei-
che der (kommunalen) Daseinsvorsorge galten, in Frankreich in großen Staatsunter-
nehmen wie Gaz de France, Electricité de France, Eau de France organisiert. Nach
der Liberalisierung in den 1990er-Jahren mutierten diese Unternehmen zu multi-
nationalen, börsennotierten global playern, zum Teil unter anderen Namen. Die
Versorgungsunternehmen in Deutschland waren demgegenüber auf ihr von der
Daseinsvorsorge definiertes Versorgungsgebiet fixiert. Auch der Versuch der Euro-
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päischen Kommission, eine Harmonisierung der deutschen und französischen
Rechtstradition durch den Rechtsbegriff „Universaldienste, services universelles“
(Kommission der EU 2005) (vgl. Tab. 1), zu erreichen, scheiterte an der Unbe-
stimmtheit, ob es sich dabei um eine Grundversorgung (vgl. Cox 2000) oder um eine
qualitativ hochwertige Dienstleistung mit dem Zweck der Befriedigung der Bürger/
Kunden handelte (vgl. Ambrosius 2010). Zudem war weiterhin unklar, auf welcher
Ebene die politische Entscheidung über die Erbringung von Dienstleistungen von
öffentlichem wirtschaftlichem Interesse getroffen wird, auf EU-, Bundes-, Länder-
oder kommunaler Ebene. Darüber hinaus war die Rechtsprechung der EU nicht
kohärent und voller Ausnahmen. So garantierte die EUMetropolen (z. B. bei U- und
S-Bahnsystemen) sowie kleinen Kommunen (in sogenannten Bagatellfällen) eine
weitgehende Autonomie, wie die öffentlichen Verkehrsleistungen bestellt und er-
bracht werden, während mittlere und große Städte verpflichtet wurden, sie aus-
zuschreiben (vgl. Kommission der EU 2000, 2005). Mehrere Rechtsfälle zu diesem
Thema wurden vom Europäischen Gerichtshof mit unterschiedlichen Ergebnissen
und Interpretationen behandelt. In der Folge drehte sich die juristische und sozial-
wissenschaftliche Diskussion um die Jahrtausendwende vor allem um die Verein-
barkeit der Daseinsvorsorge (§ 86 EGV) mit dem EU-Wettbewerbsrecht (§ 16 EGV)
(vgl. Cox 2000; Hrbek und Nettesheim 2002; Schader-Stiftung 2001; Neu 2009).
Ein weiterer Diskussionsstrang drehte sich in dieser Zeit um die Frage, was unter
Gewährleistung der Daseinsvorsorge zu verstehen sei. Im Nachhinein kommen
mehrere Autoren zu dem Schluss, dass die Gewährleistung der Daseinsvorsorge,
also die politische Bestimmung bei nicht notwendigerweise Erbringung durch den
Staat oder die Kommunen, gleichzusetzen sei mit Privatisierung und Deregulierung
(Bieling und Möhring-Hesse 2021; Sack 2022). Im Verkehrssektor bedeutete dies
ein downscaling der Netze und eine Verschlechterung bei der Versorgung mit
Verkehrsdienstleistungen in Gebieten mit geringer Nachfrage.

Mit dem Vertrag von Lissabon (über die Arbeitsweise der Europäischen Union)
(EU 2012), der 2007 ausgehandelt, 2009 in Kraft trat und 2012 letztmalig kon-
solidiert wurde, wurden die Daseinsvorsorgebestimmungen nur bedingt spezifiziert.
In diesem Vertrag verpflichten sich die Vertragspartner zum „wirtschaftliche(n),
soziale(n) und territoriale(n) Zusammenhalt“ (EU 2012, S. 6). In diesem Vertrag
werden die Kompetenzen der Einzelstaaten bei Gestaltung der „Dienste von all-
gemeinem wirtschaftlichen Interesse“ (§ 14) gestärkt. Im Prinzip gelten auch für
diese Dienste die Wettbewerbsregeln nach § 101 AUV. Allerdings können diese
außer Kraft gesetzt werden, wenn „die Anwendung dieser Vorschriften [. . .] die
Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich
verhindert“ (§ 106 AUV (2), EU 2012, S. 77). Wann dies der Fall ist, entscheiden
die Nationalstaaten selbst. Gleichzeitig engagiert sich die Union in der Struktur- und
Regionalförderung sowie in der Netzpolitik, welche neben der Telekommunikation
auch die Energie- und Verkehrsnetze umfasst, mit dem Ziel „die Zentren und die
Peripherie angemessen zu verbinden“ (Kersten 2009, S. 28) Dies setze die „An-
nahme eines gemeinsamen, minimalen Grundversorgungsstandards“ (ebd., S. 29)
voraus. Damit ist eine weitere Dezentralisierung bei der konkreten Ausgestaltung
daseinsvorsorglicher Leistungen verbunden. Das von der EU geförderte Subsidia-
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ritätsprinzip legitimiert nachträglich die in der Bundesrepublik 1993 beschlossene
und 1996 in Kraft getretene Regionalisierung des Schienenpersonennahverkehrs
inklusive seiner Klassifizierung als Aufgabe der Daseinsvorsorge.

5 Neueste Entwicklungen um die (digitale) Daseinsvorsorge

In jüngster Zeit hat die Anzahl der wissenschaftlichen und politischen Veröffent-
lichungen zum Thema Daseinsvorsorge stark zugenommen (Boll 2020; Domurath
2022; Schäfer und Rethmann 2020; Rottmann et al. 2019). Auffällig häufig taucht
der Begriff in der Raumplanung auf (Dehne 2019; Milstein 2018; Mettenberger et al.
2021). In diesem Kontext sind Mobilität und Verkehr implizit mit angesprochen.
Demografische Veränderungen und solche in Siedlungsstrukturen werden hierfür als
Grund genannt. Seit 2018 gibt es mit Kommunale Daseinsvorsorge und sozialraum-
orientiertes Altern sogar eine regelmäßig erscheinende Fachzeitschrift. Im Allgemei-
nen konzentrieren sich die Arbeiten zur Daseinsvorsorge auf vier Themenfelder: Wie
seit jeher wird erstens der Verkehr in Zusammenhang mit der Daseinsvorsorge
gebracht. Dies geschieht zum einen in der Auseinandersetzung über gleiche Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land, West und Ost. Hier wird darauf verwiesen, dass
öffentlicher Verkehr auf dem Land anders zu organisieren sei als mit starren Fahr-
plänen in Bussen und immer weniger Bahnen (vgl. Neu 2009; Canzler und Knie
2009). Flexible On-demand-Modelle würden nicht nur mehr den Mobilitätsbedürf-
nissen der Bürger entsprechen, sie seien für den Staat auch kostengünstiger zu
organisieren (vgl. Canzler und Knie 2023). Die Daseinsvorsorge könne außerdem
kaum noch als Begründungszusammenhang für den Ausbau des bisherigen ÖPNV
dienen, wenn sich Bürger bewusst für die Ansiedlung in strukturschwachen, nicht
verdichteten Räumen mit schlechter öffentlicher Erreichbarkeit entschieden (vgl.
Holz et al. 2010). Ihre Mobilität organisierten diese „Raumpioniere“ (Oswalt und
Faber 2013) ohnehin individuell motorisiert.

Ein zweites Themenfeld, in dem die Daseinsvorsorge seit einigen Jahren sehr
präsent ist, ist die Versorgung der Bevölkerung mit digitalen Kommunikations-
anschlüssen (vgl. Schliesky 2018). Hier geht es darum, öffentliche Zugänge zu
schaffen und die Abhängigkeit von den großen privaten (Quasi-)Monopolen sowohl
in Bezug auf die Netzinfrastruktur als auch in Bezug auf die Software zu verringern.
In diesem Themenbereich muss die Verbindung zur Mobilität beachtet werden. Zum
einen werden zeitgemäße On-Demand-Mobilitätsdienste nicht ohne eine ausrei-
chend digitale Versorgung zu etablieren sein. Zum anderen lassen sich, so zumindest
die Hoffnung, physische Mobilität und Verkehr beschränken, wenn die digitale
Infrastruktur zunehmend Arbeiten im Homeoffice ermöglicht und somit Arbeits-
wege (also Dienstreisen) und Wege zur Arbeit eingespart werden können. In diesem
Zusammenhang wird deshalb von der digitalen Mobilität gesprochen (Canzler und
Knie 2024; George und Kellermann 2023). Eine Verbindung zur Daseinsvorsorge
ergibt sich, wenn die Teilhabe der Individuen an der Gesellschaft, an Arbeit, öffent-
lichen Diensten und Diskursen nicht als Gegenstand privaten Gewinnstrebens be-
trachtet wird. Allerdings muss konstatiert werden, dass die öffentliche digitale
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Versorgung in den ersten dreißig Jahren ihres Bestehens verschlafen bzw. privaten
Investoren überlassen wurde (vgl. Hofmann 2022). Sie ist zwar in urbanen Regionen
durchaus zufriedenstellend, aber in ländlichen Regionen nach vor unzureichend. Die
geringe Bevölkerungsdichte und damit die geringen Gewinnchancen (z. B. in großen
Teilen Brandenburgs oder Mecklenburgs) hemmen offensichtlich die Investitions-
bereitschaft der Telekomunternehmen, sodass hier von digitaler Mobilität nicht
einmal ansatzweise gesprochen werden kann. Hier hätte der Staat dringend an seiner
Daseinsvorsorgeverpflichtung zu arbeiten. Für nachträglich verstärktes staatliches
Engagement in einem Sektor gibt es historische Beispiele, unter anderem aus dem
Verkehrsbereich: Auch die Bereitstellung des öffentlichen Verkehrs mit Schienen-
fahrzeugen und Bussen war über 50 Jahre lang Privatangelegenheit, bevor zum Ende
des 19. Jahrhunderts zunächst alle Eisenbahnen auf Länderebene verstaatlicht und
dann 1920 zur Reichsbahn zusammengefasst wurden (vgl. Wolf 1986). Der städti-
sche Bus- und Straßenbahnverkehr wurde in den 1920 Jahren angesichts einer
systemischen Wirtschaftskrise ebenfalls nahezu flächendeckend kommunalisiert
(vgl. Ambrosius 1984; Dienel und Schmucki 1997).

An dieser Stelle muss kurz der Zusammenhang von Gesundheit und Verkehr
erwähnt werden. Jedes Jahr sterben in Deutschland nicht nur über 2000 Menschen
bei Verkehrsunfällen (Destatis 2021),4 Zehntausende werden durch die Folgen der
Abgas- und Lärmbelastung des privaten Autoverkehrs schwer krank und verursa-
chen dem fragilen, „durch Ökonomisierung, Privatisierung und Kommerzialisierung
geschwächten Gesundheitssystem“ (Butterwege 2022) zusätzliche Milliardenkosten
(vgl. Wolf et al. 2020). Hier besteht eine Relation von Gesundheit und Verkehr bzw.
Mobilität, welche die Daseinsvorsorge tangiert.

Schließlich wird angesichts einer seit längerem ausgerufenen Energiewende, die
durch die in Folge des russischen Angriffs auf die Ukraine von der Bundesregierung
und der EU beschlossenen Energiesparmaßnahmen eine weit größere Aktualität
erfährt als sie ohnehin durch die Klimakrise hat oder hätte haben müssen, ein
weiterer gesellschaftlicher Themenbereich wieder stärker mit dem Thema Daseins-
vorsorge in Zusammenhang gebracht. Bereits Ernst Forsthoff hatte dies 1938 getan.
Auch damals waren es – von den Nationalsozialisten wurde zu diesem Zeitpunkt
kein Zweifel an einem kurz bevorstehenden militärischen Angriff auf Polen gelassen
– Kriegsgründe, die eine gesicherte Versorgung der Wirtschaft und der Bevölkerung
mit Energie zum Ziel hatten und die das Energiewirtschaftsgesetz (und seine Ein-
stufung als Daseinsvorsorge durch Forsthoff) auf den Weg brachen. Angesichts
ungeklärter zukünftiger fossiler Energiezufuhr aus dem Ausland und noch nicht
hinreichend gesicherter nachhaltiger Energieproduktion im Inland, welche vor allem
eine deutliche Preissteigerung zur Folge haben dürften, werden Energieproduktion
und -konsum wieder verstärkt als Gegenstand staatlicher Daseinsvorsorge betrachtet
(vgl. VKU 2022). Zudem ist hier ist auf die Kopplung von Energie- und Verkehrs-

4Im Jahr 1970 starben in Deutschland (BRD und DDR) noch über 21.000 Menschen im Straßen-
verkehr (Destatis 2021). In den USA und Brasilien liegt die Zahl der Verkehrstoten aktuell immer
noch in dieser Größenordnung (vgl. Statista 2022; Rodrigues 2012).
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wende hinzuweisen (Göhlich und Raab 2021), die beides in einen Zusammenhang
mit der Daseinsvorsorge bringt.

Ein weiterer in der Literatur bisher unterbelichteter Aspekt der Daseinsvorsorge
ist „die staatliche Gewährleistung sauberer Luft“ (Nagel 2022, S. 53). Diese ist
schließlich noch vor der Versorgung mit sauberem Wasser, mit Nahrung und einer
(warmen respektive moderat gekühlten) Behausung als existenzielle und allumfas-
sende Notwendigkeit für das individuelle menschliche Überleben zu nennen. In der
bisherigen Diskussion um die Daseinsvorsorge wurde das öffentliche Gut saubere
Luft stillschweigend vorausgesetzt. Angesichts der besonders vom Verkehr ver-
ursachten Luftverschmutzung mit weitreichenden negativen Folgen für die Gesund-
heit aller Bürgerinnen und Bürger (vgl. Nagel 2022) ist dieser Aspekt ebenfalls
dringend in eine Neukonzipierung der Daseinsvorsorge aufzunehmen.

Diese Beispiele zeigen, dass die Daseinsvorsorge, ähnlich wie zu Ende der
1920er- und 1930er-Jahre bemüht wird, im Angesicht einer umfassenden Krise
staatliche Eingriffe in die private Wirtschaftstätigkeit zu legitimieren. Abgesehen
von der digitalen Infrastruktur sowie der Versorgung mit sauberer Luft, Wohnraum
und Mikrokrediten sowie Basisbankdienstleistungen, welche zurzeit ebenfalls (wie-
der) im Zusammenhang mit der Daseinsvorsorge diskutiert werden (vgl. Domurath
2022; GiB 2019; Krings 2020; Wichterich 2015), handelt es sich um dieselben
materiellen Versorgungsgegenstände, die Ernst Forsthoff und seine existenzialisti-
schen Stichwortgeber bereits vor annähernd hundert Jahren unter der Daseinsvor-
sorge verstanden haben. Allerdings scheint heutzutage die intersektorale Verbindung
der verschiedenen Anwendungsbereiche der Daseinsvorsorge, in Verkehr, digitaler
Infrastruktur, Gesundheit und Energie- und Wohnungsversorgung ein neuer und
weitreichender Aspekt zu sein. Trennte Forsthoff die Anwendungsgebiete fein
säuberlich und sprach sich am Ende auch für kommunale und staatliche Monopole
aus, so scheint die Problemlage in den genannten Bereichen heute eher Dezentrali-
sierung und ein Empowerment lokaler Initiativen zu erfordern, ohne den Staat aus
seiner Verantwortung zu entlassen. Zudem ist die Lenkungskompetenz des Staates
mittels steuerlicher und zinspolitischer Maßnahmen gefordert. Wenn die Kritiker der
Daseinsvorsorge im Verkehr sich vorwiegend auf die staatlichen Subventionen für
den öffentlichen Verkehrs kaprizieren, vergessen sie, dass mit Dienstwagenprivileg,
Pendlerpauschale und anderen Instrumenten seit Jahrzehnten weitaus größere Sub-
ventionen zur Förderung des privaten PKWs ausgeschüttet werden.

Das Problem mit der Daseinsvorsorge – nicht nur im Verkehr – ist, dass sie
gleichgesetzt wird mit der Sozialfürsorge, also dem Aufkommen des Staates für die
Mindestbedürfnisse seiner durch Krankheit und/oder Alter in Not geratenen Bürger.
In der Folge kommt es dann zu wissenschaftlich nicht begründbaren, sondern mehr
oder weniger willkürlich gemachten Unterscheidungen von „freiwilligen und pflich-
tigen Leistungen“ (Schäfer und Rethmann 2020, S. 14). Als erstere werden „Grund-
angebote bei Kultur und Sport [..] oder der Betrieb einer Bibliothek“ (ebd., S. 14)
ausgemacht, was dann „vielerorts nach Kassenlage erbracht“ werde, also in ärmeren
Kommunen – und derer gibt es viele – mitunter gar nicht oder nur sehr rudimentär.
Dagegen stünde der Bereich der „existenziellen Daseinsvorsorge“ (ebd., S. 14), also
der Bereich, der sich eher um die materiellen Bedürfnisse der Bürger in Bezug auf
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Gesundheit, Wasserver- und -entsorgung, Katastrophenschutz usw. kümmert. Ob die
Versorgung mit Mobilitätsleistungen zum einen oder anderen Bereich gehört, ist
nach wie vor umstritten. Dabei ist unverkennbar, dass die individuelle physische
Mobilität eine Grundvoraussetzung für die gesellschaftliche Teilhabe sowohl im
materiell-wirtschaftlichen als auch im kulturell-sozialen Sinne ist.

Wie in der bisherigen Geschichte des Verhältnisses von Daseinsvorsorge und
Verkehr sind auch in der aktuellen Debatte zwei Diskussionsstränge zu unterschei-
den. Einerseits kreist eine praktisch orientierte Diskussion der Auslegung der Da-
seinsvorsorge um die Vereinbarkeit mit dem EU-Wettbewerbsrecht. Zudem wird
gefragt, ob dem Daseinsvorsorgegedanken im Verkehr mit der bisherigen vor allem
auf dem Land höchst fragmentierten Bereitstellung von Mobilitätsdienstleistungen
in Bussen und Bahnen gerecht wird, oder ob nicht eher ein Umdenken in Richtung
kleinteiliger On-Demand-Verkehre erfolgen müsse (vgl. Canzler und Knie 2016). In
einem anderen Diskussionszweig werden grundlegende Fragen der sozialen Orga-
nisation und der Gleichwertigkeit der Lebenschancen in Deutschland und Europa
aufgeworfen. Diese Grundsatzdebatte bewegt sich im Feld der politischen Philoso-
phie und kann uns hier nicht weiter beschäftigen (vgl. Gegner 2007). Nach Jahr-
zehnten der Liberalisierung und De-regulierung scheint es angesichts der mannig-
faltigen derzeitigen Krise auch hier zu einer „Zeitenwende“ (Scholz 2022) zu
kommen. Veränderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen wie die demografische
Entwicklung (zum Beispiel der unverminderte Zuzug von Kriegs- und Elendsflücht-
lingen in die Zentren bei gleichzeitiger Entvölkerung des ländlichen Raumes), die
Klimakrise und die Gefahr eines länger währenden europäischen Kriegs stellen die
Daseinsvorsorge vor neue Herausforderungen. Angesichts dieser Problematik sind
größere Anstrengungen, aber auch neue europäische Konzepte notwendig, um den
politischen, territorialen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Zusammenhalt
der einzelnen Staaten und ihre Integration in die Europäische Union zu gewähr-
leisten.

Angesichts der Persistenz des Begriffs Daseinsvorsorge, der sich wohl aus seiner
großen Offenheit, der Interpretationsbedürftig- aber auch -fähigkeit begründet,
scheint eine begriffliche Neuausrichtung schwierig. Dennoch ist sie unumgänglich,
um einerseits vom begrifflich und inhaltlich problematischen Duktus Forsthoffs
wegzukommen und andererseits die „Staatsbedürftigkeit der Gesellschaft“ (Vogel
2007), auch für die vermeintlich „neue[.] Mittelklasse“ (Reckwitz 2021, S. 33)5

deutlich zu machen, deren kultureller Einfluss in der Gesellschaft nicht mit öko-
nomischer Sicherheit, sondern häufig mit Prekarität korrespondiert. Wenn statt von
einer Gewährleistung minimaler Standards in einem zwischen Regionen asynchro-
nen Verhältnis (vgl. Canzler und Knie 2009) ein qualitatives Angebot des Staats und
der Kommunen zu Existenzsicherung breiter Bevölkerungsgruppen – auch der
kulturell dominanten kreativen Selbstständigen – in zunehmend unsicheren Zeiten
gemeint ist, sollte eher von der Existenzvorsorge gesprochen werden (vgl. Tab. 1).

5Vor nicht allzu langer Zeit wurden Angehörige der sogenannten neuen Mittelklasse als „Existenz-
gründer“ bezeichnet (vgl. Heuberger und Tänzler 1997).
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Damit würde sich das Missverständnis aufheben, dass es sich bei der Daseinsvor-
sorge um sogenannte Sozialhilfe, also ein säkulares Almosen handeln. Stattdessen
würde die Notwendigkeit einer Vorsorge in Pandemie-, Kriegs-, Klima- und Wirt-
schaftskrisenzeiten auch für die „wirtschaftlich besser Gestellten“ (Forsthoff 1938,
S. 5) deutlich werden, deren Existenz unter diesen Bedingungen genauso gefährdet
ist wie das vermeintliche Dasein der Armen.

Umstritten bleibt weiterhin, wie der Daseinsvorsorgegedanken – wie immer er
auch begrifflich gefasst wird – im Verkehr am besten zu gewährleisten sei. So
vertreten Canzler und Knie (2022) bei schienengebundenen Systemen die Meinung,
dass der Infrastrukturbetreiber (ergo die Deutsche Bahn) vom regionalen und über-
regionalen Marktteilnehmer mit Endkundenkontakt, also dem konkreten Anbieter
von Mobilitätsdienstleistungen, zu trennen sei. Dies würde dem System Bahn neue
Kunden erschließen und das Verkehrsangebot auch im Sinne der Daseinsvorsorge
voranbringen. Dagegen argumentiert Wolf (2006), dass nur eine Wiederverstaatli-
chung der Deutschen Bahn und ihrer Untergliederungen ein bedarfsgerechtes Schie-
nenverkehrsangebot zur Folge habe. Auch bei den nichtschienengebundenen regio-
nalen und kommunalen Verkehrsträgern changieren die Einschätzungen der Da-
seinsvorsorgekompatibilität von Verkehrskonzepten zwischen der Forderung nach
mehr Markt oder mehr Staat. Damit setzt sich auch im dritten Jahrzehnt des 21. Jahr-
hunderts eine Diskussion fort, die in ähnlicher Weise seit den 1950er-Jahren um den
Zusammenhang von Daseinsvorsorge und Verkehr geführt wird.

6 Fazit

Angesichts multipler Krisen ist aus Bürger- (bzw. Verbraucher-)Sicht zu befürchten,
dass in den kommenden Jahren, wie schon hundert Jahre zuvor, Marktversagen auf
Staatsversagen trifft. Im Kontext einer von Ulrich Beck (1998) konstatierten „Welt-
risikogesellschaft“ ist daher ein gesellschaftspolitisches Konzept, das versucht,
individuelle Unsicherheiten und Risiken zu minimieren, weiterhin höchst aktuell.
Gesundheit, Energie, digitale Infrastruktur und Mobilität für alle Bürgerinnen und
Bürger sollten in einem sozialen Rechtsstaat gesetzlich festgelegte politische Ziele
sein. Daseinsvorsorge bleibt dabei auf absehbare Zeit der neuralgische Terminus der
deutschen und europäischen Sozial- und Wirtschaftspolitik. Allerdings besteht bei
der konkreten Ausgestaltung zweifellos Reform- und Innovationsbedarf. Eine Neu-
formulierung des Konzepts als Existenzvorsorge sollte nicht nur begrifflich Abstand
von Forsthoffs Überlegungen nehmen, sondern auch die staatsgläubige und pater-
nalistische zugunsten einer dezentralen und partizipativen Leistungserbringung ein-
tauschen. Dabei entspricht die Verortung der Existenzvorsorge auf der kommunalen
Ebene durchaus der deutschen Verwaltungspraxis und ließe sich um weitere delibe-
rative Elemente erweitern. Allerdings müssten die Kommunen für die Durchführung
durch den Bund mit hinreichenden Finanzmitteln ausgestattet werden. Dies sollte in
einem dezidierten Existenzvorsorgegesetz geregelt werden.
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